
Mod. AZ 3/2016 
 

Falscherklärungen: Bei Falscherklärungen bleiben weiterhin die Bestimmungen gemäß Artikel 640/bis (Schwerer Betrug zur 
Erlangung von öffentlichen Zuwendungen) sowie Artikel 316/ter StGB (Unrechtmäßiger Bezug von Begünstigungen zum 
Nachteil des Staates) und Gesetz vom 29. September 2000, Nr. 300, Artikel 4, aufrecht. 
Rechtliche Folgen bei Falscherklärungen sind gemäß Artikel 2/bis des Landesgesetzes Nr. 17/1993 vorgesehen. 
 

Freiwillige Feuerwehr ___________________ 
 
An die 
Agentur für Bevölkerungsschutz 
 
Ansuchen um Auszahlung des gewährten Beitrages 

 
Unterfertigter ____________________________________, geb. am ____________ 
in _________________________, Kommandant der Freiwilligen Feuerwehr 
__________________, ersucht hiermit gemäß Art. 18, DLH vom 11. September 
2003, Nr. 36 um die Auszahlung des gewährten Beitrages laut Antrag vom 
______________ und Genehmigung des zuständigen Landesrates für den 
Zivilschutz (Schreiben Agentur für Bevölkerungsschutz Prot. Nr. _________ vom 
__________________) zum Ankauf von: __________________________________. 
 
Siehe beiliegende quittierte Originalrechnungen: 
 

Rechnung Nr. ___________  vom ______________    
Rechnung Nr. ___________  vom ______________    
Rechnung Nr. ___________  vom ______________    
Rechnung Nr. ___________  vom ______________    
Rechnung Nr. ___________  vom ______________    
 
 
Er erklärt hiermit von anderen öffentlichen Körperschaften folgende Beiträge für 
diese/s Vorhaben zu erhalten: 
 
 

Gemeinde / Körperschaft  Beitrag 
  Euro
  Euro
  Euro
 
 
 
 
 
 

Er nimmt zur Kenntnis, dass im Falle von Nichterfüllung der mit der 
Beitragsgewährung zusammenhängenden Verpflichtungen, der ausbezahlte Beitrag 
teilweise oder zur Gänze zurückzuzahlen ist. 
 
  Mit freundlichen Grüßen 

 
Der Kommandant 

 
 
Datum: _____________ 

  
 
 

(Unterschrift und Stempel) 
 

 


